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Antrag 

der Abgeordneten Toetemeyer, Westphal, Dr. Ehmke (Bonn), Bahr, Bindig, Brück, 
Duve, Gansei, Dr. Glotz, Großmann, Dr. Hauchler, Dr. Holtz, Koschnick, Luuk, 

Dr. Niehuis, Dr. Osswald, Renger, Schanz, Dr. Scheer, Schluckebier, Dr. Soell, 
Stobbe, Dr. Timm, Verheugen, Voigt (Frankfurt), Wieczorek-Zeul, Wischnewski, 
Würtz, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Mitbestimmung im Deutschen Entwicklungsdienst 


Im September 1984 hatte die Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag ein „Neuordnungskonzept für die Arbeit des Deut- 
schen Entwicklungsdienstes (DED) " vorgelegt. Im Rahmen dieses 
Konzeptes war auch eine Änderung der 1972 von den Gesell- 
schaftern beschlossenen „Mitbestimmung im DED" vorgesehen. 
Diese Regelung war damals nach langjährigen Diskussionen 
sowie einer rechtlichen Überprüfung durch die Bundesminister 
für Justiz, Arbeit und Sozialordnung sowie Inneres von den 
Gesellschaftern beschlossen und 1980 in den „Grundsätzen und 
Kriterien für die Arbeit des DED" wie folgt verankert worden: 
„Die Arbeitsleistung des DED ist vor allem Resultat des Einsatzes 
seiner Mitarbeiter. Eine wesentliche Voraussetzung für die Quali- 
tät dieser Arbeit und dafür, daß die Mitarbeiter den DED mittra- 
gen können, ist die Mitbestimmung der Entwicklungshelfer und 
anderer Mitarbeitergruppen. Durch die Mitbestimmung haben 
die Entwicklungshelfer am Entscheidungsprozeß teil und bringen 
in ihn ihren Sachverstand ein. " 

Die durchgehende demokratische Struktur dieser Mitbestimmung 
sah wie folgt aus: 

— Mitwirkung aller Mitarbeiter eines Gastlandes in der jährlichen 
Vollversammlung sowie in speziellen Fachgruppen, 

— Mitwirkung bei den jährlich stattfindenden Regionalkonferen- 
zen benachbarter Gastländer durch von den Vollversammlun- 
gen der einzelnen Länder gewählte Delegierte, 

— Mitwirkung bei der durchschnittlich alle zwei Jahre stattfin- 
denden Mitarbeiterkonferenz in der Bundesrepublik Deutsch- 
land durch von den Regionalkonferenzen und der Geschäfts- 
stelle gewählte Delegierte. 

Ein im Rahmen der Neuordnung von der Bundesregierung an das 
Deutsche Institut für Entwicklungspolitik vergebenes Gutachten 
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hat 1984 zur Mitbestimmung darauf hingewiesen, daß der Termi- 
nus Mitbestimmung nicht korrekt sei und durch Mitwirkung er- 
setzt werden müsse sowie eine Straffung und Reduzierung der 
Sitzungen erforderlich sei, jedoch sollten „die in der Vergangen- 
heit als sinnvolle Mitwirkung bewährten Aktivitäten von Mit- 
arbeitern im Rahmen delegierter Funktionen nicht beschnitten 
werden. " 

Das Gutachten plädiert für die Abschaffung der Regionalkonfe- 
renzen in ihrer bisherigen Zusammensetzung, jedoch sollten „die 
Vollversammlung und die Mitarbeiterkonferenz in ihrer bisheri- 
gen Form erhalten bleiben". 

Nach ausführlicher Diskussion eines 1986 vorgelegten „Entwurfs 
einer Mitwirkungsordnung für den DED" wurde dem Verwal- 
tungsrat im Juni 1988 ein, auch von den Mitarbeitern des DED als 
Kompromiß getragenes Modell, vorgelegt. Dieser Vorschlag fand 
bei den Gesellschaftern keine Zustimmung. 

Statt dessen wurde im Januar 1989 von der Geschäftsführung des 
DED nach Abstimmung mit den Gesellschaftern der Entwurf einer 
„Regelung der Partizipation im DED" vorgelegt. In ihm bleibt als 
einziges echtes Mitwirkungsgremium nur noch die Vollversamm- 
lung im Gastland erhalten. Regionalkonferenz und Mitarbei- 
terkonferenz werden zu „Managementinstrumenten" degradiert. 
Er wird von den Mitarbeitern abgelehnt. 

Für die seit Gründung des DED im Jahre 1963 in die Länder der 
Dritten Welt ausgereisten Entwicklungshelfer/innen, die mit 
hoher Motivation und unter oft schwierigsten Bedingungen ver- 
suchen, Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten, war und ist die Mitwir- 
kung Herzstück ihrer Mitarbeit im DED. Eine Mitwirkung gegen 
die Betroffenen mit Mehrheit durchzusetzen würde zu schweren 
Erschütterungen im DED führen und ein schwerer Schlag gegen 
die personelle Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern sein. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung als Hauptgesellschafter des DED wird 
auf gefordert, an den 1980 beschlossenen „Grundsätzen und 
Kriterien für die Arbeit des DED" festzuhalten. 

2. Die sich in der Vergangenheit als sinnvoll bewährten Aktivi- 
täten der Mitwirkung der Mitarbeiter des DED dürfen nicht 
beschnitten werden. 

3. Die Bundesregierung wird aufgefordert, den im Juni 1988 dem 
Verwaltungsrat des DED vorgelegten Neuregelungsentwurf 
einer Mitwirkungsordnung zur Grundlage der Entscheidung 
über eine künftige Mitwirkung im DED zu machen. 

4. Dem Deutschen Bundestag ist bis zum 31. Dezember 1989 über 
die Durchführung dieser Beschlüsse Bericht zu erstatten. 

Bonn, den 10. März 1989 
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